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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Mit Schreiben vom 24. Dezember 1953 - Drucksache 163 - habe 
ich gemäß Artikel 19 der Verfassung der Internationalen Arbeits- 
organisation die auf der 35. Tagung der Internationalen Arbeits- 
konferenz, 1952, angenommenen Übereinkommen und Empfehlungen 
nebst den Stellungnahmen der Bundesregierung hierzu, übersandt. 
Dabei war in der Stellungnahme zum Übereinkommen Nr. 103 
über den Mutterschutz zum Ausdruck gebracht worden, daß sich 
die Bundesregierung in Anbetracht eines noch ausstehenden Gut- 
achtens des Internationalen Arbeitsamtes zu einer Reihe von Zweifels- 
fragen eine ergänzende Stellungnahme Vorbehalte. Das Gutachten 
des Internationalen Arbeitsamtes liegt nunmehr vor. 

Als Anlage übersende ich daher die von der Bundesregierung be- 
schlossene weitere Stellungnahme zum Übereinkommen Nr. 103 
(Neufassung 1952). 

Federführend sind der Bundesminister für Arbeit und der Bundes- 
minister des Auswärtigen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Dr. h. c. Blücher 


Dnid[: Bacfadntdierel R. Madel. Bonn. Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, Rheinallee 20. 



Weitere Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Übereinkommen Nr. 103 
über den Mutterschutz (Neufassung vom Jahre 1952) 


Die vom Bundesminister für Arbeit erbetene 
Auskunft des Internationalen Arbeitsamtes zu 
der Frage, ob die Abweichungen des deut- 
schen Rechts vom Übereinkommen derart 
seien, daß es ohne Änderung des geltenden 
Rechts nicht ratifiziert werden könne, ist in- 
zwischen eingegangen. Das Internationale Ar- 
beitsamt kommt nach Darlegung des Umfangs 
und der Bedeutung der Abweichungen und 
unter Heranziehung der Entstehungsgeschichte 
des Artikels 4 Abs. 5 zu folgenden Schluß- 
folgerungen: 

„(1) Der Geltungsbereich des Übereinkommens 
ist gemäß den in Artikel 1 genannten 
Betrieben und Arbeiten [festgelegt. Alle 
Frauen, die in solchen Betrieben und mit 
solchen Arbeiten beschäftigt sind, haben 
einen Rechtsanspruch auf die in Artikel 3 
und 4 des Übereinkommens vorgesehenen 
Leistungen. Keine besonderen Gruppen 
von Frauen, die in diesen Betrieben oder 
mit diesen Arbeiten beschäftigt sind, sind 
von den Bestimmungen des Überein- 
kommens ausgenommen. Deshalb dürfen 
nach dem Übereinkommen Frauen, deren 
Arbeitsverdienst über eine gewisse Grenze 
hinaus geht, nicht ausgeschlossen werden. 


(2) Artikel 4 Abs. 5 des Übereinkommens, 
nach dem Frauen, die keinen Rechtsan- 
spruch auf Leistungen erheben können, 
vorbehaltlich einer Bedürftigkeitsprüfung 
Leistungen aus der öffentlichen Fürsorge 
erhalten sollen, bezieht sich auf die Frauen, 
die vorübergehend nicht leistungsberechtigt 
sind. Er kann nicht so ausgelegt werden, 
daß darunter Gruppen von Frauen fallen, 
die In Betrieben oder mit Arbeiten be- 
schäftigt sind, auf die das Übereinkom- 
men Anwendung findet, die aber auf 
Grund der Höhe ihres Arbeitsverdienstes 
dauernd von der Pflichtversicherung aus- 
geschlossen sind. 

(3) Es ist nicht mit Artikel 4 Abs. 8 des 
Übereinkommens vereinbar, daß der Ar- 
beitgeber nach den geltenden Rechtsvor- 
schriften für die finanziellen Lasten des 
Mutterschutzes haftbar gemacht wird.” 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob, in 
welcher Form und bis zu welchem Zeitpunkt 
die innerstaatliche Gesetzgebung den Bestim- 
mungen des Übereinkommens Nr. 103 ange- 
paßt werden kann. 



